
#FridaysForFuture  –  Vom
Schulstreik zum Generalstreik!
Am letzten Freitag, den 24.05.19, fand wieder ein globaler Klimastreik statt.
Alleine in Deutschland beteiligten sich insgesamt über 320 000 Jugendliche
in vielen Städten an den Demonstrationen und Kundgebungen. Diese erneute
Rekordbeteiligung zeigt deutlich auf, dass die FFF-Bewegung schon jetzt die
größte  Jugendbewegung  seit  Jahrzehnten  ist.  Die  Schüler*Innen  und
Studierenden versprechen auch weiterhin, nicht aufzuhören, bis sich endlich
tatsächlich etwas verändert.
Um den Druck weiter zu erhöhen und die Bewegung zum Erfolg zu führen,
ist der Schulterschluss mit den Lohnabhängigen Erwachsenen unerlässlich.
Deshalb  begrüßen  wir  den  kürzlich  veröffentlichten  Aufruf  der
selbsternannten Führungspersonen von FFF, im September einen globalen
Generalstreik  für  das  Klima  durchzuführen.  Wenn  wir  den  Klimawandel
stoppen wollen, reicht es eben nicht aus, wenn nur die Jugendlichen Freitags
auf die Straße gehen. Wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit in den
Betrieben streiken und sich uns Jugendlichen anschließen, kann dies den
politischen,  aber  vor  allem  auch  den  wirtschaftlichen  Druck  auf  die
Verantwortlichen immens erhöhen und die Umweltbewegung auf ein höheres
Level heben. Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen, die
Bewegung  von  unten  demokratisieren  und  dafür  sorgen,  dass
verantwortliche  Pressesprecher*Innen  und  Führungspersonen
rechenschaftspflichtig,  weisungsgebunden  und  jederzeit  wähl-  und
abwählbar  sind.
Außerdem  brauchen  wir  die  direkte  Unterstützung  der  Gewerkschaften,
wenn der Generalstreik am 20. September ein Erfolg werden soll. Mit seinen
fast  sechs  Millionen  Mitgliedern  ist  der  DGB  die  mit  Abstand  größte
Organisation  der  Arbeiter*Innenklasse  und  auch  international  sind  die
Meisten  der  organisierten  Lohnabhängigen  Geschwerkschaftsmitglieder.
Zwar  ist  ein  politischer  Streik  laut  Betriebsverfassungsgesetz  verboten,
jedoch sollten wir gerade deswegen die Gewerkschaften unter Druck setzen,
sich für das Recht auf politischen Streik zu engagieren und trotz Verbot zur
massenhaften Teilnahme am globalen Klimastreik aufrufen! Wir fordern vor
allem die Jugendstrukturen und Azubi-Vertreter der Gewerkschaften dazu
auf, deutlich Position zu beziehen und uns Jugendliche in unserem Kampf
gegen den Klimawandel zu unterstützen! Denn nur durch den gemeinsamen
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Schulterschluss mit den Werktätigen können wir die Umweltbewegung zum
Erfolg führen.
Weiterhin  müssen  wir  Streikkomitees  an  den  Schulen,  Unis  und  in  den
Betrieben  aufbauen  und  ein  gemeinsames  Aktionsprogramm  mit  den
Schüler*Innen, Studierenden, Werktätigen und Aktivist*Innen entwickeln, in
dem die notwendigen Schritte und Forderungen, um die Bewegung weiter
aufzubauen  und  den  Klimawandel  zu  stoppen,  artikuliert  werden.  Die
bisherigen Forderungen sind nicht einmal annähernd ausreichend, um unser
Ziel  zu  erreichen..  Wir  sollten  keine  Illusionen  darin  haben,  dass  die
Politiker*Innen  und  die  Bosse  einfach  so  auf  uns  hören  werden  oder
überhaupt ein Interesse daran haben, die Umwelt zu retten. Es sind ja gerade
jene Politiker*Innen und Konzerne, die uns die kommende Klimakatastrophe
bescheren. Darum sollten wir die Dinge selbst in die Hand nehmen und für
die Absetzung der Politiker*Innen und für die Enteignung der Klimakiller
eintreten.  Erst  dann,  wenn  wir  Jugendlichen  gemeinsam  mit  den
Arbeiter*Innen  die  gesellschaftlichen  Entscheidungen  und  die  Wirtschaft
demokratisch  kontrollieren und auf  eine  nachhaltige,  bedürfnisorientierte
Produktion umstellen, können wir den Klimawandel tatsächlich aufhalten.
Darum: Save the world – smash capitalism! Organisiert den globalen
Generalstreik!

Umweltzerstörung  &
Klimawandel:  Wer  ist  schuld
daran?
Redaktion, Mai 2019

Der Klimwandel ist ein globales Problem und macht nicht an den Grenzen
irgendeines Nationalstaates stopp. Soweit waren wir schon. Ausgenommen
vielleicht der AfD, die denkt, dass CO2 gut für die Umwelt ist, oder Trump
der glaubt, dass der Klimawandel nicht existiert, da es letztes Jahr in den
USA geschneit hat. Aber mal abgesehen von diesen Spinnern haben das die
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meisten Regierungen heute schon erkannt.  Was viele noch nicht erkannt
haben ist, wer denn eigentlich die Schuld daran trägt. Bürgerliche Parteien
und NGOs wie die CDU, die SPD, die Grünen, der BUND oder Greenpeace
erzählen  uns,  dass  jede_r  Mensch  auf  der  Welt  eine  Mitschuld  am
Klimawandel hat und wir einfach mal bei uns selbst anfangen müssen, etwas
für die Umwelt zu tun. Das ist an sich auch erst einmal nicht verkehrt, jedoch
tun diese selbsternannten Umweltschützer_innen so, als ob alle Menschen
gleich viel zum Klimawandel beitragen würden.
Dass das absoluter Schwachsinn ist, hat zuletzt eine Studie aus dem Climate
Accountability  Institute  im  US-Bundesstaat  Colorado  bewiesen.  Demnach
werden 63 Prozent der durch den Menschen verursachten Kohlendioxid- und
Methan-Emissionen von  allein  90  großen Unternehmen ausgestoßen.  Die
Chefs dieser Monopolkonzerne würden wahrscheinlich alle in ein einziges
großes  Flugzeug  passen  aber  sind  für  den  Großteil  der  globalen
Klimakatastrophe verantwortlich. Mit von der Partie sind alte Bekannte wie
BP, ChervronTexaco, Total, Gazprom, Exxon Mobil oder RWE, also vor allem
die Energie-, Kohle- und Ölbranche. Und diese Unternehmen haben ihren
Sitz auch zufällig nicht gleichmäßig verteilt in allen möglichen Ländern der
Welt sondern ausschließlich in den reichsten Nationen. Doch das ganze Spiel
wird noch abstruser: Nicht nur, dass der Großteil des Klimawandels auf das
Konto  einiger  weniger  Nationen  geht,  die  auch  noch  Milliardengewinne
damit einfahren, die Kosten und Folgen dieser Katastrophe müssen vor allem
die  Länder  tragen,  die  nichts  von  den  Gewinnen  abkriegen.
Überschwemmungen,  Artensterben  und  Dürreperioden  sind  da  erst  der
Anfang. Es ist nicht nur der durch Treibhausgase verursache Klimawandel,
mit  dem die imperialistischen Monopolkonzerne die Lebensgrundlage des
Restes der Welt untergraben. Durch die wirtschaftliche Abhängigkeit, in der
die ehemaligen Kolonialmächte ihre Ex-Kolonien bis heute halten, spielt in
diesen  häufig  die  Landwirtschaft  eine  große  Rolle.  Vor  allem  zur
Selbstversorgung, aber auch für den Export von sogenannten Cash-Crops,
also landwirtschaftliche Anbauprodukte, die nicht direkt als Nahrungsmittel
für  Menschen  verwendet  sondern  in  imperialistische  Nationen  exportiert
werden, wie z.B. Soja als Futtermittel für Rinder oder Mais zur Erzeugung
von  Biogas.  Diese  Art  der  Ausbeutung  führt  zu  Wirtschaftskrisen,
Hungersnöten und Wüstenbildung. Möglich macht’s das massive Aufkaufen



von Land durch riesige Agrarkonzerne (auch „landgrabbing“ genannt). Die
somit  entstehenden  Monokulturen  und  die  damit  einhergehende
Überbeanspruchung der Böden führen nicht nur zu massivem Artensterben
sondern  auch  zu  Bodendegradation  und  Desertifikation.  Das  meint  die
langfristige  Verschlechterung des  Zustandes  des  Bodens und somit  auch
seiner Nutzbarkeit. Die Monokulturen entziehen dem Boden Jahr für Jahr
dieselben Stoffe, bis dieser völlig ausgelaugt ist und vergiften ihn zusätzlich
durch Dünger und Pestizide.
Laut UNO-Statistiken müssen bereits jährlich rund 26 Millionen Menschen
aufgrund  des  Klimawandels  fliehen.  Für  das  Jahr  2050  wird  davon
ausgegangen,  dass  diese  Zahl  auf  mindestens  200  Millionen  Menschen
ansteigen wird. Diese Menschen versuchen meistens in die Länder zu fliehen,
die  mit  ihrer  schädlichen  Klimapolitik  der  Grund  sind,  warum  diese
Menschen fliehen mussten. Nur wird ihre Fluchtursache auch nicht rechtlich
anerkannt, sodass sie häufig als sogenannte „Wirtschaftsflüchtlinge“ wieder
abgeschoben werden.
Während  die  wirtschaftlich  führenden  imperialistischen  Nationen  einen
Großteil  der  weltweiten  Treibhausgasemissionen  produzieren,  halten  sie
andere Länder,  die sie ehemals kolonialisiert  haben, in Abhängigkeit,  als
Reservoir für billige Arbeitskräfte,  als Rohstofflager und als Mülldeponie.
Noch  dazu  blockieren  sie  Wissenschaft  und  technischen  Fortschritt  zu
umweltfreundlichen Energie- und Transporttechniken, um die wirtschaftliche
Monopolstellung ihrer Energie- und Automobilkonzerne nicht zu gefährden.
Im Folgenden wollen wir uns nur 3 halbkoloniale Länder anschauen, in denen
die  Klimapolitik  der  imperialistischen  Nationen  bereits  heute  zu
katastrophalen  Folgen  führt,  anschauen:

1.  Bangladesch  liegt  geographisch  in  einer  Region  die  jährlich  von
Starkregenereignissen  heimgesucht  wird,  den  Monsunen.  Diese  bringen
Massen  an  Niederschlag  vom  indischen  Ozean  und  regnen  vor  dem
Himalaya-Gebirge wieder ab. Hinzu kommt jetzt noch, dass Bangladesch von
einem  Flussdelta  beherrscht  wird.  Das  Zusammenspiel  dieser  beiden
Faktoren  führt  dazu,  dass  jährlich  mit  riesigen  Überschwemmungen  zu
rechnen  ist,  die  auch  weitreichende  Folgen  haben,  da  das  Land  in  den
meisten Regionen auch relativ flach ist. Steigt nun der Meeresspiegel durch



die abschmelzenden Polkappen, steigen einerseits die Flüsse weiter an und
andererseits  verstärken  sich  die  Monsune,  da  mehr  Wasser  in  der
Atmosphäre  kondensiert  und  so  auch  wieder  abregnen  kann.  Diese
Umweltkatastrophen zwingen jährlich rund 250.000 Menschen zur Flucht, da
entweder keine Landwirtschaft mehr betrieben werden kann oder sie ihre
Häuser in der Flut verlieren. Es sind vor allem die ärmsten Menschen, die in
den Küstenregionen wohnen, kein Geld für feste Häuser haben oder die von
der  Landwirtschaft  leben  und  deren  Existenz  damit  zerstört  wird.  In
Bangladesch leben insgesamt über 160 Millionen Menschen, die bis zum
Ende  des  Jahrhunderts  wahrscheinlich  alle  ihre  Heimat  verloren  haben
werden. Einige Prognosen gehen sogar davon aus, dass bis 2030 das Land
fast  komplett  verschwunden  sein  wird.  Zurzeit  werden  erste
Schutzmaßnahmen in Form von Deichen vorgenommen, aber wer sich eine
Karte des Landes anschaut, wird schnell zu der Schlussfolgerung kommen,
dass diese Prävention eher wenig ausrichten kann.

2.  Ein  anderes  Problem findet  sich  beispielhaft  in  Ägypten  und  betrifft
ebenfalls Wasser als Komponente. Der Nil ist schon seit Jahrtausenden von
Interesse für die Menschen und war immer Bestandteil der Landwirtschaft in
Ägypten und den anderen Staaten, die der Nil durchfließt. Vor allem dient er
der  Bewässerung.  Dafür  muss  der  Fluss  durch  die  anhaltende
Bodenzerstörung nun immer stärker ausgebeutet werden. Dafür wurden nun
viele  Kanäle  gebaut,  mit  denen  das  Wasser  zur  Bewässerung  von
monokulturellen Plantagen durch das Land geleitet wird. Ähnliches geschah
schon einmal am Aralsee, der bis heute fast 90% seiner Fläche verlor. Um ein
ähnliches  Schicksal  mit  dem  Nil  zu  verhindern,  baute  man  daraufhin
Staudämme.  Allerdings  werden  für  die  Dämme  wiederum  immer  mehr
Flächen  überschwemmt  und  dort  lebende  Menschen  werden
zwangsumgesiedelt  oder  müssen  fliehen.

3.  Für das letzte Beispiel  bleiben wir  in Afrika:  Im Kongo wird seit  der
Kolonialisierung  durch  Belgien  die  Bevölkerung  und  der  Regenwald
ausgebeutet, insbesondere für seine Bodenschätze, wie Kupfer, Gold, Coltan
und  Kobalt.  Zwar  sind  die  Belgier  seit  fast  60  Jahren  nicht  mehr  die
Kolonialherren,  allerdings  blieb  der  Bedarf  an  Rohstoffen  in  den



imperialistischen  Ländern  und  somit  übernahmen  nur  die  großen
Monopolkonzerne  das  Ruder.  Die  direkte  Herrschaft  der  Kolonialtruppen
wurde  wie  in  den  meisten  ehemaligen  Kolonien  nur  in  die  indirekte
Herrschaft der Handelsverträge, Kredite und Staatsschulden umgewandelt.
Besonders Coltan und Kobalt sind heutzutage in der High-Tech Produktion
sehr relevant, z.B. für Akkus. Da die Monopolkonzerne möglichst hohe Profite
erzielen müssen, sparen sie wo es nur geht. Die Rohstoffe werden deshalb
nicht  von großen Baggern ausgebuddelt,  sondern von meist  sehr  jungen
Arbeiter_innen  in  engen  Minen,  die  dafür  Hungerlöhne  bekommen  und
keinerlei  Arbeitsschutz  erhalten.  Wieder  an  der  Oberfläche  angekommen
wird das Erz mit hochgiftigem Quecksilber gewaschen und anschließend im
nächsten  Fluss  entsorgt.  Die  ganzen  Schadstoffe  gelangen  so  in  das
Grundwasser. Damit werden nicht nur Pflanzen und Tiere verseucht, sondern
auch  die  Menschen,  die  sowohl  ihr  Trinkwasser  aus  den  Flüssen  oder
Brunnen beziehen oder deren Nahrungsmittel  in  den Regionen angebaut
wurden.  Letztendlich  gelangen  die  Schadstoffe  auch  in  die  Meere  und
Ozeane, in denen die Flüsse münden. Der Kongo ist da nur eins von sehr
vielen Beispielen. Auch in imperialistischen Kriegseinsätzen kommt es zur
massiven Umweltzerstörung wie beispielsweise im Vietnamkrieg oder durch
den Einsatz von uranbeschichteter Munition im Irak-Krieg seitens der USA.

Solange NGOs und Parteien also nicht klar sagen, wer hauptsächlich für
Klimawandel  und  Umweltzerstörung  verantwortlich  ist,  unterstützen  sie
dieses System der globalen Ausbeutung von Mensch und Natur. Das ist nicht
nur ignorant und kurzsichtig sondern auch rassistisch! Wer hinnimmt, dass
ein anderer Teil der Welt für die Profite der Monopolkonzerne ausgebeutet,
abgeholzt, verseucht, überschwemmt oder in einer Wüste verwandelt wird
und damit die Lebensgrundlage der dort lebenden Menschen zerstört wird,
der oder die muss irgendwie davon ausgehen, dass das Leben der Menschen
dort weniger wert ist. Wir nehmen das nicht an und fordern, dass vor allem
diejenigen  für  den  Klimawandel  zahlen,  die  ihn  auch  verursacht  haben!
Warum sollen wir für den unnötigen Müll zahlen, den die Kapitalist_innen
tagtäglich produzieren? Das Kapital ist leider nicht zu faul, zu dumm oder
nicht weitsichtig genug, um klimaneutral zu produzieren, sodass wir sie nur
darauf aufmerksam machen müssten. Vielmehr bewegt sich der Klimawandel



komplett im Rahmen der Verwertungslogik des Kapitals. Der Kapitalismus
lässt den Monopolkonzernen auch keine andere Alternative, denn ein System,
was darauf ausgerichtet ist, immer nur mehr und mehr Profit zu generieren,
kann nicht gleichzeitig an den Grenzen der Umweltbelastung stopp machen.
Voll  im  Trend  sind  gerade  Scheinlösungen,  wie  Bio-Treibstoff,
Schadstoffzertifikate  oder  E-Autos.  Doch  das  sind  alles  nur  neue
Absatzmärkte für profitorientierte Konzerne, die auf der Suche nach neuen
Geldquellen sind. Noch dazu werden diese scheinbaren „Lösungen“ wieder
auf  dem  Rücken  der  Halbkolonien  ausgetragen,  denn  zB.  für  den  Bio-
Treibstoff für deutsche Autos wird in Brasilien Regenwald abgeholzt. Es gibt
also keinen grünen Kapitalismus und „der Markt“ wird den Klimawandel
nicht  stoppen.  Das müssen wir  schon selber  tun!  Der Kampf gegen den
Klimawandel ist deshalb untrennbar mit kollektiver Selbstorganisationen der
Betroffenen und demokratischer Planung der Wirtschaft auf internationaler
Ebene verbunden. Um die globale Ungerechtigkeit aufzuheben, müssen wir
uns  international  organisieren  und  dafür  kämpfen,  dass  die  riesigen
Agrarkonzerne  enteignet  und  alle  Schulden  der  ehemaligen  Kolonien
gestrichen werden.  Die  Monopolkonzerne  sollen  selber  für  ihre  Schäden
zahlen!  Auch  in  FridaysforFuture  müssen  wir  diese  globalen
Zusammenhänge aufzeigen und nicht den Phrasen der Grünen auf den Leim
gehen.  Gleichzeitig müssen wir  für offene Grenzen eintreten,  sodass alle
Menschen,  die vor Krieg,  Armut oder Naturkatastrophen fliehen müssen,
auch sicher nach Europa kommen können. Die riesigen Energiemonopole
müssen enteignet und unter die Kontrolle der Beschäftigten gestellt werden,
nur so können wir komplett aus fossilen Energien aussteigen. Statt E-Autos
brauchen  wir  außerdem  den  flächendeckenden  Ausbau  des  öffentlichen
Verkehrsnetzes, welches für alle kostenlos zugänglich sein muss.


